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117 A.B. 
zu. 150 J 11. n f r~.e b e a 11. t w 0 r t u.n g 

Mit Bezug auf die Anfrage der 1l.bg8ordneLm ])r. G red 1 e rund 

Genossen vom 19. Oktob er d.J., betreffend die Vorkommnisse bei dor Bear­

beitung dor Ansprüche nach dem B~satzungs-, Kriogs- und Vorfolgungsse,ch­

schädengesetz in der Finanzland"sdirektion für 7!ien, Niederösterreich 

und Burgenland, teilt BundQsministür für Finanzen ])r. H. eil i n g set zer 

folgendes mit~ 

Die Fragebogen zum Kriogs- und Verfolgungssachschädengosetz waren 

schon im Zeitpunkt ihrer Herausgabe Gegenstand eingol'> endor DiskussioniSn 
I 

und es wurde vom Bunde·sministerium für Finanzen der Presse und einzelnen 

Abgoordneten des Nationalrates dargelegt, dass die Fragebogen nur j one 

Fragen enthalten, deren Bean~wortung durch das Gosetz selbst gefordext 

wird
l 
und dass nur durch die besondere Ausformung dieser Dru~ksorton eine 

möglichst rasche Erledigung und ausserordentlichniedrige Verwaltungs­

kosten von 2,3 bis 2,5 v.H. des Gesamtaufwandes für Entschädigungen er­

möglicht werden. 

Wenn nun behauptet wird, dass dio Anwendung dieser ])rucksorten dom 

Laien derartige Schwierigkeiten b erei te, das s er sich notgedrungen der 

Hilfe von Winkelschruibern habe bedienen müssen, genügt zur Widerlegung 

die Feststellung, dass allein boi der Finanzlandesdirektion für YTicn, 

Nioderösterrei eh und Burgenland rund 200.000 Ansuchen eingebracht, ab er 

nur etwa 4.000 von ~ink~lschrGiborn verfasst vmrdon. In denübrigon Bundes­

ländern sind Fälle von Finkelschreiberci überhaupt nicht bokanntgeworden. 

Die Finanzlandosdirektion für ~7icn, Niedoröstcrr8ich und Burgenland hat 

von sich aus alle Vorkohrung,;:m getroffon, um alte oder sonst unbeholfene 

Personen bei der Einbringung der .b.nträgo zu unterstützen. Zum Zoitpunkt 

des stärkst en Anfalle s 'waren boi der Finanzlandesdirektion für Wi on, 

Nioderöstorroich und Burgenland allein über 40 Bedienstete bei verschiedenen 

Magistnitischen Bezirks:f.:mtern und im Schalterraum der Entschädigungs­

abteilung nur damit beschäftigt, die Antragstellor zu beraten. Am flachen 

Land war der Finanzlandesdirektion für Vlien, Niederösterreich und Burgen­

land durch Vermi ttlung der Landesregierungen Gelegenheit gegebc;n, die 

Bürgermeister und die Gemeindesekretäre mi t den ylicht igsten Bestimmungen 

dos Gesetz es TImd mit dor Frage d(;r Beibringung dcr notwendigen BevJcise 

vertraut'zu machen, um sie in die Lage zu versetzen, ihre Gemeinde­

angehörigen bei der Einbringung von .b.nträgen zu unterstützen. nie voran­

geführten Zahlen beweisen, dass diüse in d8r Verwaltungspraxis einmalige 
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Vorsorge ausreichend war, selbst "vann man dh, Schwierigkeiten bodenkt, 

(He sich der Durchführung eines GC'Si~tz8S, das sich mit Tatbeständen be­

schäftigt, die bis zu 22 Jahron zurückli8gen, z-vumgsläufig entgegenstellen. 

Un"cor dieson Umständen soho ich kein::; V81~Dnlassung, eine Neuauflage 

der Fragebögen zu verfügen, abgesehon davon, dass die Immeldefristen n2.ch 

dem KVSG . a:qJ. 31-
weiterer Anträgo 

YTas nun die 

Dezomb er 

kaum mohr 

Fälle von 

d.J. ablaufen, sodass mit der Einbringung 

in nennenswertem Umfang gerechnet werden kann. 

Amtsmissbrauch boi dor Finanzlandesdirektion 

T:ieri anlangt, muss in Betracht gezogen werc1(;n, dass es sich bei dem Auf­

gabenbereich um oine dor Vurwal tung im allgemeinen und der Finanzverwal tung 

im bosonderen vollkommen fremde iJ.ufgab(' L .nämlich um die Zuerkennung von 
,. 

Entschädigungen - handelt, Ylolche an die damit befasston Bediensteten 

bosondere Lnforderungen stellt. Da es sich zudem um eine Massenarbeit für 

vorhäl tnismäs sig kurze Zoi t handelt, War schon al18 in die l ... ufbringung der 

notv-ilEmdigen Lnzahl von Mitarbeitern dine bedeutende Schwierigkeit. 

Es muss mit aller Deutlichkeit fostgestellt worden, dass die Untor­

suchungen gezeigt haben, dass die Ursache der Vergehen nicht in einer Vor­

nac,hlässigung der Dienstaufsicht gesucht yvorden kann. Das Bundesministerium 

für Finanzen hat sich selbst d.urch tJberprüfungvon Einzelfällen und 

Inspektionen ständig von der ordentlichen Führung der Geschäfto üb 8rZGugt. 

1:..1s B ",weis diesor Fostst Gllung dient, das s die Leitung der :Finanzlandcs­

direktion selbst don Malvorsationen auf die Spur gekommen und sofort mit 

aller Enngie dageg8n eingeschritten ist. 

D(',ss es immer "Jiedor ungetreue AngustGl1 te gibt, die1'Ii ttel und 'loge 

finden, durch die l-.Iaschen auch e inos ausgcklügol t'Jn Sichorhei tssystenis 

zu schlüpfen, ist leider eine ,lied:clrhol torwieSeme Tatsache, es ist eine 

ebe:!lsobekannte Tatsgchc, dass in einem Massenbotrieb die Aussicht, einer 

Entdeckung zu entgehen, für einen Verbrecher günstiger ;!.st, als in einem 

Kleinbetrieb. Dennoch bieten dia auf Grund cler Erfahrung getroffenen neuon 

Sicherheitsvorkehrungen Ge~ähr dafür 9 dass eine Uiederholung solcher Be­

trügereien mit den bishor ango"lvancl ton IJIetbodcn ausg8schlo ssen werden kann 

und auch ,der Versuch, nach neuen. bisher unbekannten 111ethoden Z1.1ID Ziel zu 

gelangen, erheblich verringerte Erfolgschancen hat e 

Solange die gerichtliche Untersuchung sO"l'1oh1 gegen die beschuldigten 

Bodiensteten der Entschädigupgsabteilung als auch gegen die "Winkelschreiber 

nicht abgeschlossen ist, kann dOl' dem Bund erwachseno Schaden nicht ab­

sclili'essend festgestellt werdon. Don in gcr;Lchtlichor Untersuchung stehenden 
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B oamten bzw. Lngestcll ton __ vird bish er zur Last gelegt, den Bund um rund 

308.000 S g8schäd,igt zu haben. Hievon wurden bish8r rund 60.000 S durch 

Wioclorgutmachungsluistungen abgedeckt. 

Da im Jahre 1960 von der Entschädigungsabteilung dorFinanzlandos­

direktion für Wien, NiedGröstorl'eich und Burgonland rund 333 Millionen 
! 

Schilling an Entschädigung ausbezahlt würdon, VIOZU rund 8 Millionen Schil-

ling V.3r\1valtungskoston kOIlli'Tlen, beträgt der durch Bcdilmstete angerichtete 

bzw. bisher festgl:stollte Schadc:n (; rheblich w'Jniger als I Promille des 

laufenden Jahresaufl've.nd;:;s. 

Hinsichtlich der durch betrügerische Machenschaften von .Antragstol-

lern und VJinkelschroibGrn gostifteton Schäden stehen dom Bundosministcrium 

für Finanzen nQ0h k~ine Untorlagenzur Verfügung 9 da die Erhebungsarboiten 

der Polizei, an d,men die Finanzlandesdiroktion mitwirkt, noch nicht, so 

woi t gediehen sind., Es steht jedoch fost, dass die Finanzlandesdirektion 

so frühzsitig Verdacht geschöpft hat, dass os gelungen ist, dengrösston 

Tcil der in Botracht kommenden Anträge rechtzeitig zu sistieren, sodass 

solbst dänl1,·vlenn in allen bearbeiteten FälLl1
i
dio bis zur Luszahlung ge­

diohon sind, betrügerische Verfälschungon deI' ll.ngaben übür die erlittenen 

Vorluste 'Vorliegen sollten, der dom Bund erTv?chscme Schnd8n nurcinon Bruch­

teil dür Ziffer:n C\usmC\ch8n wird, die in dor Presso genn·nnt wurden. Schon 

jetzt haben einzelne P0rsonen die durch di,? Hachcnscha;ften .der rTinkc-:lschrei­

bor zu Unrecht bezogenen Entschädigungen ganz oder teil,,-ociso zuri.ickgezahl~i 

und 88 ist anzunehmen, dass bei wci t,?rer Verfolgung der L.ngelegonhei t die 

lJTiodergutmachungen ~o i tens dor zu Unrecht ]3 egünstigton noch erhob lieh 

ansteigen werden. 1:.usserd0m ist dafür Vorsorge gotroffen, dass gegon jene 

Porsonen, die sich nicht von selbst zu einer Wiodorgutmachung bcroitfindon, 

die entsprechendon Schritte eingeleitot werden. Es ist daher kaum anzu­

nehmen, dass ein allenfalls verbleibender, uneinbringlicher Rest ::dnen Be­

trag ausmach,on könnte, der gegenüber den Gcsamtfordorungen des KVSG. 

finanziell ins Ge,dicht fällt. 

-.-.-.-.-
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